
Brexit ist ein Grund zur Freude
Kapitalisten-Bündnis EU und britische Austeritätsregierung geschwächt

Die britische Bevölkerung hat
der  Tory-Regierung  unter
dem, mittlerweile zurückgetre-
tenen, Premierminister Came-
ron  und  der  kapitalistischen
EU einen  derben  Schlag  ver-
setzt. Gegen den Brexit hatten
sich fast alle Kräfte des politi-
schen  und  wirtschaftlichen
Establishments  auf  der  Insel
und in Europa vereint. Die ar-
beitende  Bevölkerung  Groß-
britanniens  ließ  sich  davon
nicht beeinflussen und hat das
Referendum  genutzt,  um  ein
klares Signal  auszusenden:  es
muss  Schluss  sein  mit  einer
abgehobenen  Politik  für  die
Superreichen,  Banken  und
Konzerne  durch  die  Tory-
Regierung und die EU.
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Der Brexit hätte ein Sieg der Lin-
ken werden können. Doch diese
Chance  wurde  Jeremy  Corbyn,
dem neuen,  der  Parteilinken zu-
zurechnenden,  Vorsitzenden  der
Labour Party nicht ergriffen. Die-
ser ist ein General ohne Offiziere
und ohne Armee. Er wurde in ei-
nem Mitgliedervotum zum Vor-
sitzenden gewählt, die Ortsverei-
ne, Parlamentsfraktionen und der
Apparat der Partei sind aber von
pro-kapitalistischen und neolibe-
ralen Kräften dominiert,  die ihn
massiv  unter  Druck  setzen  und
stürzen wollen. Statt den Kampf
aufzunehmen, hat  er sich in der

Frage  der  EU-Mitgliedschaft
Großbritanniens  unter  Druck
setzen  lassen  und  sich  gegen
einen  Austritt  aus  dem  Staaten-
bündnis  ausgesprochen.  Das
führte  dazu,  dass  das  Brexit-
Lager in der öffentlichen Debatte
von nationalistischen und rechts-
populistischen  Kräften  wie  dem
ehemaligen  Londoner  Tory-Bür-
germeister  Brian  Johnson  und
der Unabhängigkeitspartei  UKIP
um Nigel Farage dominiert wur-
de.  Unterging,  dass  sich  einige
Gewerkschaften  wie  die  Eisen-
bahnergewerkschaft  RMT  und
die nordirische Gewerkschaft des
öffentlichen  Dienstes  NIPSA
und sozialistische Kräfte wie die
Socialist  Party  und  die  Trade
Unionist  and  Socialist  Coalition
auch für den Brexit aussprachen
und erklärten, dieser könne zu ei-
nem Ausgangspunkt für eine Of-
fensive der  Arbeiterklasse  gegen
die  Austeritätspolitik  der  Came-
ron-Regierung gemacht werden.

Klassenfrage

Diese Haltung hat sich bestätigt.
Das  Abstimmungsergebnis  zeigt
die  Klassenlinien  in  der  Gesell-

schaft  auf.  In der  Arbeiterklasse
hat der Brexit  massiv gewonnen
aufgrund der Ablehnung der vor-
herrschenden  arbeiterfeindlichen
und unsozialen Politik und sozia-
ler  Ängste.  Letztere  haben  auch
etwas mit der starken Einwande-
rung  nach  Großbritannien  zu
tun,  die  von  UKIP  und  Teilen
der  Tory-Rechten  zum  Schüren
nationalistischer  Stimmungen
ausgenutzt wurde. Aber auch mit
dem Niedergang der öffentlichen
Daseinsvorsorge,  der  Krise  der
britischen  Stahlindustrie  etc.
Selbst  die  rechten  Brexit-Befür-
worter versprachen zum Beispiel,
dass das „eingesparte“ Geld nach
einem  EU-Austritt  zum Ausbau
des öffentlichen Gesundheitswe-
sens  verwendet  würde.  Umso
wichtiger  wäre  es  gewesen,  den
Brexit von Links zu besetzen. In
der  Referendumskampagne  gab
es  keine  starke  Stimme,  die  das
Interesse der Arbeiterklasse an ei-
nem Brexit zum Ausdruck brach-
te. Das hat der UKIP freies Feld
gelassen. Hätte Corbyn sich deut-
lich für eine sozialistische Brexit-
Argumentation  ausgesprochen,
dann  wäre  das  Ergebnis  noch
deutlicher  ausgefallen  (weil  viele



vor  allem  gegen  den  Brexit
stimmten, um eine Stärkung von
UKIP  zu  verhindern)  und  der
Kern des Votums zum Vorschein
getreten,  der  ein  sozialer  und
nicht ein nationalistischer ist.

Auch wenn die Rechtspopulisten
nun jubilieren und versuchen, das
Abstimmungsergebnis  als  ihren
Sieg zu deklarieren, ist der Brexit
zu begrüßen. Warum? Weil er ein
Schlag  gegen  eine  Europäische
Union  ist,  die  ein  Bollwerk  der
Kapitalisten  und  arbeiterfeindli-
chen Regierungen gegen die  In-
teressen  der  Bevölkerung  Euro-
pas darstellt. Die EU ist neolibe-
ral, militaristisch und undemokra-
tisch.  Sie  ist  eine  Waffe  in  der
Hand der Kapitalisten und natio-
nalen Regierungen gegen die Ar-
beiterklasse  des  Kontinents. De-
ren  Gegner,  die  herrschenden
Klassen  Europas,  ist  nun  ge-
schwächt. Das ist gut so. Der Br-
exit hat ein Loch in dieses Boll-
werk gerissen und das wird es zu-
künftigen  Bewegungen  leichter
machen,  sich  gegen  EU-Diktate
zur Wehr zu setzen. Das gilt ins-
besondere angesichts  der  Erfah-
rungen der Syriza-Regierung mit
der Erpressungspolitik der Troika
und der Möglichkeit, dass in Spa-
nien und in den nächsten Jahren
auch  in  weiteren  Ländern  linke
Parteien  die  Regierung  stellen
können.

Chance nutzen

Ob  die  Chance,  die  das  Brexit-
Referendum,  bietet,  auch  genutzt
wird,  hängt  vor  allem  von  den
Führungen der linken Parteien und
der Gewerkschaften ab. In Groß-
britannien, aber nicht nur dort.

Dave  Nellist,  Vorsitzender  der
Trade  Unionist  and  Socialist
Coalition, schrieb vor zwei Tagen
im Neuen Deutschland: „Es be-

steht  die  Gefahr, dass  es  – egal
welche Seite gewinnt – zu einem
Anwachsen  von  Rassismus  und
rassistischen  Übergriffen  kom-
men wird. Es sieht stark danach
aus, dass der Mörder der Labour-
Abgeordneten  Jo  Cox  Verbin-
dungen zu extrem rechten Orga-
nisationen  unterhielt.  Im  Nach-
gang des Referendums ist es dar-
um notwendig, dass die Arbeite-
rInnenbewegung  eine  starke
Kampagne gegen die Tory-Partei,
Kürzungspolitik  und  Rassismus
führt.  Die  Stimme  der  ‘kleinen
Leute’ wurde im Wahlkampf  für
das Referendum am Donnerstag
kaum gehört. Gleichzeitig gab es
wachsende Unterstützung für die
Exit-Seite. Viele WählerInnen aus
der Arbeiterklasse sehen das Re-
ferendum als Chance, gegen Ca-
meron,  das  kapitalistische  Esta-
blishment und alles zu protestie-
ren, unter dem sie in den letzten
Jahren  gelitten  haben:  niedrige
Löhne,  Prekarisierung,  das  Feh-
len bezahlbaren Wohnraums so-
wie die Aushöhlung der Daseins-
fürsorge.“

Nun hat  Cameron seinen Rück-
tritt erklärt. Corbyn sollte jetzt in
die Offensive gehen, seine Unter-
stützerInnen mobilisieren und or-
ganisieren und den Bruch mit der
Labour-Rechten  vollziehen.
Wenn  er  Neuwahlen  fordern
würde  und  ein  sozialistisches
Wahlprogramm  (welches  unter
anderem eine Ende aller Kürzun-
gen, die Rücknahme von Privati-
sierungen,  einen  angemessenen
Mindestlohn,  öffentliche Investi-
tionsprogramme  etc.  beinhalten
müsste) aufstellt, könnte aus dem
Brexit-Votum statt  einer Rechts-
verschiebung auf  der politischen
Ebene,  ein  Linksruck  und  eine
neue  Massenpartei  für  Arbeite-
rInnen und sozial  Benachteiligte
entstehen.  Wenn  die  Gewerk-
schaftsführungen  die  Schwä-

chung  der  Regierung  zu  einer
Streikoffensive  nutzen  würden,
indem  sie  unter  anderem  einen
eintägigen  Generalstreik  gegen
die fortgesetzte Austeritätspolitik
ausrufen, dann könnten wir auch
in  Großbritannien  „französische
Verhältnisse“  haben  und  die
Rechtspopulisten  würden  durch
den Kampf  auf  der  Straße und
in  den  Betrieben  zurück  ge-
drängt. Das ist kein Wunschden-
ken. In den letzten Jahren hat es
wiederholt  gewerkschaftliche
Massenbewegungen  und  Streiks
gegeben, die aber von den Füh-
rungen der großen Gewerkschaf-
ten nicht in einer Kampfstrategie,
die  zum  Erfolg  führen  könnte,
zusammen gefasst wurden.

Linke Debatte nötig

Die Linke in ganz Europa sollte
den Brexit  zum Anlass  nehmen,
ihre  Haltung  zur  EU kritisch zu
überdenken. Ein Nein zur EU be-
deutet nicht automatisch Nationa-
lismus, wenn es mit einer interna-
tionalistischen Politik einher geht,
die dem Arbeitgeber-Bündnis EU
ein  Bündnis  der  abhängig  Be-
schäftigten und sozial  Benachtei-
ligten  von  unten  entgegen  stellt
und  die  der  kapitalistischen  EU
nicht  die  ebenso  kapitalistische
Kleinstaaterei, sondern einen frei-
willigen  sozialistischen  Staaten-
bund entgegenstellt. In den linken
Parteien in Portugal und Spanien
hat  die  Debatte  begonnen,  dass
ein Bruch mit  der  EU nötig  ist,
weil  diese nicht im Interesse der
Mehrheit  der  Bevölkerung refor-
miert werden kann. DIE LINKE
in  der  Bundesrepublik  sollte  die
Debatte zur EU neu eröffnen und
dazu  auch  die  Erfahrungen  und
Argumente  der  linken  Brexit-
BefürworterInnen  aus  Großbri-
tannien bekannt machen.
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